
Dr. Erich Eckardt (1900  –1974)
»Immer menschlich  

in seiner Grundhaltung«
Erich Eckardt, geboren am 16. Juli 1900 in Oldenburg in Oldenburg als 
Sohn eines Reichsbahnoberinspektors, studierte in Rostock und 
Göttingen Rechtswissenschaften. Ab 1930 war er als Amtsgerichtsrat  
in Harburg-Wilhelmsburg tätig, seit 1938 als Hilfsrichter und später  
als Landgerichtsrat am Hanseatischen Oberlandesgericht in Hamburg. 
1933 trat er in seinem Wohnort Harburg in die NSDAP und die Reiter-SS 
ein. Mit Kriegsbeginn wurde Erich Eckardt zur Wehrmacht eingezogen 
und 1940 in der Heeresjustiz eingesetzt. Als Kriegsgerichtsrat der 
Reserve gehörte er ab Mai 1941 dem Gericht des Kommandanten von 
Groß-Paris an, wo er an zahlreichen Prozessen gegen Frauen und 
Männer aus dem französischen Widerstand mitwirkte. Im Juli 1944 kehrte 
er nach Hamburg zurück und war dort bis Kriegsende unter anderem  
am Gericht der Wehrmachtkommandantur tätig. Seine Stelle am Hansea-
tischen Oberlandesgericht, zuletzt als Oberlandesgerichtsrat, behielt  
er während des gesamten Krieges, verlor sie jedoch nach seiner Ver
haftung durch die britischen Besatzungsbehörden. Nach einem kurzen 
Berufungsverfahren nahm er seine Position bereits 1948 wieder ein.  
Erich Eckardt starb am 8. Oktober 1974 in Lüneburg.

Festnahme von Zivilisten durch Wehrmachtsoldaten in einer französischen Ortschaft, Juli 1944.

Das Gericht des Kommandanten von Groß-Paris, dem ständig 20 Richter angehörten, war das größte Wehr-
machtgericht in Frankreich. In die Zuständigkeit der Abteilung Erich Eckardts fiel vor allem die Aburteilung 
von Widerstandsdelikten wie »Sabotage«, »Feindbegünstigung« oder »Freischärlerei«. Zwischen 1941 und 
1944 fällte das Gericht mindestens 850 Todesurteile, darunter mehr als 750 gegen französische Zivilisten 
und Zivilistinnen. Aufgrund lückenhafter Aktenüberlieferung kann die Spruchtätigkeit Erich Eckardts in Paris 
nicht im Einzelnen nachvollzogen werden.
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Urteil des Gerichts des Kommandanten von Groß-Paris gegen  
Marcel Bochet und andere, 31. Juli 1941 (Auszug).

In dem Prozess gegen 26 französische Angeklagte erging das Urteil 
durch den Verhandlungsleiter Erich Eckardt am 31. Juli 1941.  
Wegen »Engländerbeherbergung«, »Feindbegünstigung« und »Spio
nage« sprach er zwölf Mal die Todesstrafe aus. Die Verurteilten  
hatten im Sommer 1940 britische Soldaten versteckt und verpflegt.  
Der Gerichtsherr bestätigte die Todesurteile, wandelte sie aber  
bis auf eines in lebenslange Zuchthausstrafen um.
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Urteil des Gerichts der Wehrmachtkommandantur Hamburg gegen den Oberleutnant  
Kurt Stenike wegen Fahnenflucht, 14. April 1945 (Auszug).

Erich Eckardt beteiligte sich auch am Gericht der Wehrmachtkommandantur Hamburg an der 
Verhängung schwerster Strafen. So war er Anklagevertreter gegen Kurt Stenike, der noch weni-
ge Tage vor Kriegsende auf dem Standortschießplatz Höltigbaum in Hamburg-Rahlstedt hinge-
richtet wurde. Es lassen sich zudem Todesurteile nachweisen, die er als Verhandlungsleiter aus-
sprach. Erich Eckardts Aussage im Jahr 1947, er sei in Hamburg nur in »einer untergeordneten 
Funktion am Kommandanturgericht« tätig gewesen, entspricht somit nicht den Tatsachen. Solche 
der Entlastung und Selbstrechtfertigung dienenden Schutzbehauptungen brachten ehemalige 
Wehrmachtjuristen in der Nachkriegszeit häufig vor.
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Bescheinigung für Erich Eckardt, 10. Juli 1946.

Seit 1946 versuchte Erich Eckardt, seine Wieder-
einsetzung als Oberlandesgerichtsrat zu erreichen. 
Voraussetzung war die Einstufung als »Entlasteter« 
im Entnazifizierungsverfahren. Zu diesem Zweck 
musste er Fürsprecher finden und Bescheinigungen 
(»Persilscheine«) vorlegen. Einer dieser »Persil
scheine« stammte von dem Marburger Rechtspro-
fessor und führenden Kommentator des NS-Kriegs-
strafrechts Erich Schwinge, der zeitweilig mit ihm 
am Gericht des Kommandanten von Groß-Paris 
tätig war. Nach dessen Ansicht gehörte Erich 
Eckardt zu den Juristen, auf die »keine staatliche 
Gemeinschaft verzichten« könne.
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